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351 der Beilagen zu den ~tenographischen Protokollen des Nationalrates VIII. GP. 

10.12.1957. 

Regierungsvorlage. 

Bericht an den Nationalrat, betreffend das 
auf der 40. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz, 1957, angenommene Über­
einkommen (Nr.l05) über die Abschaffung 

der Zwangsarbeit. 

A. Vorbemerkungen. 

In der Zeit vom 5. bis 27. Juni 1957 trat in 
Genf die Internationale Arbdtskonferenz zu 
ihrer 40. Tagung zusammen, auf der österreich 
durch eine vollständige Delegation vertreten war. 
Auf dieser Konferenz wurde unter anderem auch 
das übereinkommen (Nr. 105) über die Abschaf­
fung der Zwangsarbeit angenommen. Das Inter­
nationale Arbeitsamt und die Vereinten Nationen 
haben sich seit Jahren mit den noch in verschie­
denen Ländern bestehenden Formen der-Zwangs­
arbeit und ihrer Abschaffung beschäftigt. Der 
Generalsekretär der Vereinten Nationen und der 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
haben einen gemeinsamen Sonderausschuß mit 
der Prüfung der Auffindung von bestehenden 
Systemen der Zwangsarbeit beauftragt. Dieser 
Sonderausschuß hat im Mai 1953 seinen Bericht 
vorgelegt und in diesem festgehalten, daß in 
einigen Ländern Systeme der Zwangsarbeit von 
d,erart schwerwiegendem Charakter bestehen, daß 

\;. sl~dort die Grund- und Freiheitsrechte der Men­
"~<osCH:~n bedrohen und die Freiheit der Arbeit-

. nehmer sowie ihre Lebenshaltung beeinträchtigen; 
diese Formen der Zwangsarbeit stünden im 
Widerspruch mit den Bestimmungen und 
Grundsätzen der Vereinten N:üionen. Der Ver­
waltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes 
hat nachPrüfung des Berichtes des Sonderaus­
schusses im Mai 1954 beschlössen, die Frage der 
Zwangsarbeit auf die Tagesordnung der Inter­
nationalen Arbeitskonferenz zu setzen. Nachdem 
die 39. Tagung der Internationalen Arbeits­
konferenz Richtlinien für Form und Inhalt einer 
internationalen Regelung aufgestellt hatte, hat 
die 40. Tagung der Internationalen Arbeits­
konferenz einen endgültigen Beschluß Über die 
Annahme eines internationalen übereinkom­
mens über die Abschaffung .der Zwangsarbeit ge­
faßt. 

. Gemäß Artikel 19 der Verfassung der Inter­
nationalen . Arbeitsorganisation' ist jeder Mit­
gliedstaat verpflichtet, die auf der Konferenz 

angenommenen übereinkommen und Empfeh­
lungen spätestens ein Jahr nach Schluß der Kon­
ferenz den zur Entscheidung berufenen Stellen 
im Hinblick auf ihre Verwirklichung durch die 
Gesetzgebung oder durch andere Maßnahmen 
vorzulegen und den Generaldirektor des Inter­
nationalen Arbeitsamtes in Genf über die getrof­
fenen Maßnahmen zu unterrichten. 

Die Ratifikation eines internationalen über­
einkommens hat für den ratifizierenden Staat die 
Wirkung, daß er verpflichtet ist, das überein­
kommen durchzuführen. Dem Internationalen 
Arbeitsamt ist jährlich ein Bericht über die 
Maßnahmen zur Durchführung des überein­
kommens, das der Mitgliedstaat ratifiziert hat, 
vorzulegen. Der Generaldirektor des Inter­
nationalen Arbeitsamtes legt die Berichte der 
Mitgliedstaaten der nächsten Internationalen 
Arbeitskonfer·enz zur Prüfung vor. 

Dem' übereinkommen kommt die Bedeutung 
eines Staatsvertrages zu, zu dessen Ratifikation 
gemäß Artikel 65 Absatz 1 des Bundes-Verfas­
sungsgesetze.s in der Fassung von 1929 der' Herr 
Bundespräsident zuständig ist. Die Ratifikation . 
des übereinkommens bedarf überdies zu ihrer 
Gültigkeit gemäß Artikel 50 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 der Ge­
nehmigung des Nationalrates, da das überein­
kommen die Republik österreich mindestens 
elf Jahre bindet und die ges.etzgebende Körper­
schaft während dieser Zeit somit in ihrem Ge­
setzgebungsrecht insoweit eingeschränkt ist, als 
sie kein Recht setzen darf, das mit den Ver­
pflichtungen im Widerspruch steht, die sich aus 
der Ratifikation des übereinkommens ergeben. 

B. Das übereinkommen. 

Das übereinkommen (Nr. 105) über die Ab­
schaffung der Zwangsarbeit, dessen englischer 
und französischer Originaltext samt dem offi­
ziellen deutschen übersetzungs text in der Anlage 
beigeschlossen ist, verpflichtet den ratifizierenden 
Staat, wirksame. Maßnahmen zur vollständigen 
Abschaffung der Zwangs- oder Pflichtarbeit zu 
ergreifen und sich ihrer nid1t zu bedienen: als 
Mittel politischen Zwanges oder politischer Er­
ziehung oder als Strafe gegenüber Personen, die 
gewisse politische Ansidlten haben oder _ äußern 
oder die ihre ideologisdie Gegnerschaft gegen die 
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b-estehende politische, soziale oder wirtschaftliche in keinem rechtlichen Zusammenhang; das neue 
Ordnung bekunden; als Methode der Rekrutie- über.einkommen ist als -ein vollkommen selb­
rung und Verwendung von Arbeitskräften für ständiges internationales Instrument anzusehen. 
Zwecke der wirtschaftlichen Entwicklung; als In österreich bestehen keine der im überein­
Maßnahme der Arbeitsdisziplin; als Strafe für kommen verbotenen Formen der Zwangsarbeit. 
die Teilnahme an Streiks; als Maßnahme ras" Die Zentralstellen des Bundes sowie die Organi­
sischet, sozialer, nationaler oder religiöser Dis- sationen der Dienstgeber und der Dienstnehmer 
kriminierung. haben gegen die Ratifikation des übereinkom-

Das übereinkommen stellt seinem Inhalt nach mens keinen Einwand erhoben.' 
eine Ergänzung 'des übereinkommens (Nr. 29) Angesichts dieser Sach- u;"d Rechtslage hat die 
über Zwangs- oder Pflichtarbeit dar, das auf der Bundesregierung in der Sitzung des Ministerrates 
14. Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz vom 10. Dezember 1957 den Beschluß gefaßt, 
im Jahre 1930 angenommen wurde, und verbietet dem Herrn, Bundespräsidenten .die vorbehaltlose 
im wesentlichen zwei Formen von Zwangsarbeit, Ratifikation des übereinkommens (Nr. 105) über 
die vom Anwendungsbereichdes vorgenannten, die Abschaffung der Zwang.sarbeit vorzuschlagen 
übereinkommens nicht erfaßt sind. Die eine und hiezu gemäß Artikel -SO des 'Bundes-Verfas­
Form kann damit charakterisiert werden, daß sungsgesetzes in der -Fassung von 1929 die Ge­
ihr Ziel darauf gerichtet ist, einen politischen nehmigung des Nationalrates einzuholen. 
Zwang auszuüben oder eine politische -Einstel- Die Bundesregierung stellt daher den A n­
hmg beziehungsweise Betätigung von Menschen t ra g: "Der Nationalrat woUe dem überein­
zu bestrafen; die andere wurzelt in wirtschaft- kommen (Nr. 105) über die Abschaffung der 
lichen Gründen. Vom~tan~punkt des ~nternatio-I Zwangsar?eit die verfassungsmäßige Genehmi­
nalen 'Rechts stehen die belden über·emkommen gung ertden." 
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CONVENTION 
CONCERNING 

THE ABOLITION 
OF FORCED LABOUR 

CONVENTION 
CONCERNANT 
L' ABOLITION 

DU TRAvAIL FORCE 

The General Conference of La Conference generale de 
the International Labour Or- l'Organisation internationale du 
ganisation, Travail, 

Having been convened at Convoquee a Geneve par le 
Geneva by the Governing Conseil d'administration du 
Body of the International Bureau international du 
Labour Office, and having Travail,et s'y etant reunie 
met in its Förtieth Session le 5 juin 1957, en sa qua-
on 5 June 1957; and rantieme session; . 

Having considered theques- Apres avoir examine la ques-
tion of forced lab0'1r, tion du travail force, qui 
which is the fourth item on constitue le quatrieme 
the agenda of the session, point a l'ordre du jour de 
and·' la session; 

Having noted the provisions Apres avoir' pris note des' dis-
of the Forced Labour Con- positions de la convention 
vention, 1930, and sur le travail force, 1930; 

Having' noted that the Slavery 
Convention, 1926, provides 
that all necessary measures 
shall be taken to preverit 
compulsory or forced 
labour from developing 
into conditions analogous 
to slavery a-nd that the 
Supplementary Convention 
on the Abolition of Slavery, 
the Slave Tracte and Insti­
tutions and Practices Simi­
lar to Sla,vcry, 1956, pro­
vides for the complete abo­
lition of debt bondage and 
serfdom, and 

Having noted that the Pro­
tection of Wages Conven­
tion, 1949; provides that 
wages shall be paid regu­
larly and prohibits methods 
of payment which deprive 
the worker of a genuine 

Apres avoir note que la con­
vention de 1926 relative a 
l'esclavage prevoit que des 
mesures utiles doivent hre 
prises pour eviter que le 
travail force ou obligatoire 
n'amene des conditions ana­
logues a l'esclavage et que 
la convention sUl'plemen­
taire de 1956 relative a 
l'abolition de l'esclavage, de 
la trai te des escla ves et des 
institutions et pratiques 
analogues a l'fsclavage vise 
a obtenir l'abolition, com­
pIere de la servitude· pour 
dettes et du servage; 

Apres avoir note que la con­
vention' sur la protection 
du salaire; 1949, enonce que 
le salaire sera paye a inter­
valles reguliers et interdit 
les modes de paiement qui 
privent le tranilleur de 

-<Übersetzung.) 

ÜBEREINKOMMEN 
(NR. lOS} üBER 

DIE- ABSCHAFFUNG 
DER ZWANGSARBEIT 

Die 
der 

Allgemeine Konferenz 
Internationalen Arbeits-

organisa tion, 
die vom Verwaltungsrat des 

Internationalen Arbeits~ 
,amtes nach Genf einberufen 
wurde und am 5. Juni 1957 
zu ihrer vierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat die Frage der Zwangs­
arbeitgeprüft, die den vier­
ten Gegenstand ihrer Tages­
ordnung bildet, 

hat die Bestimmungen des 
übereinkommens über 
Zwangsarbeit, '1-930, zur 
Kenntnis genommen, 

hat zur Kenntnis genommen, 
daß das übereinkommen 
über die Sklaverei, 1926, 
bestimmt, daß zweckmäßige 
Maßnahmen ergriffen wer­
den sollen, um zu verhüten, 
daß die Pflicht- oder 
Zwangsarbeit der Sklaverei 
ähnliche Zustände herbei­
führt, und daß das Zusätz­
liche Übereinkommen über , 
die Abschaffung der Sklave­
rei, des Sklavenhandels und 
sklavereiähnlicher Einrich­
tungen und Gepflogenhei­
ten, 1956, die v~llige Ab­
schaffung der Schuldknecht­
schaft und der Leibeigen-
schaft vorsieht, ' 

hat zur Kenntnis genommen, 
daß das übereinkommen 
über den Lohnschutz; 1949, 
bestimmt, daß der Lohn in 
regelmäßigen Zeitabschnit­
ten bezahlt werden: muß, 
und Lohnzahlungsmethoden 
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po~sibility of terminating 
his employment, and 

Having decided upon the 
adoption of further prOPQ­
sab with regard to the abo­
lition of certain fonns of 
forced or compulsory 
labour constituting a vio­
lation of the rights of man 
referred to in the Charter 
of the Uni ted Nations and 
enunciated by the Univer­
sal Declaration of Human 
Rights, and 

Having determined that these 
proposals shall take the 
form of an international 
Convention, 

adopts this twenty-fifth day of 
June of the year one thousand 
nine hundred and fifty-seven the 
following Convention, which 
may be cited as the Abolition of 
Forced Labour Convent.Jon, 
1957: 

Article 1 

Each Member of the Inter­
national Labour. Organisation 
which ratifies this Convention 
undertakes to suppress and not 
to make _ use- of any form of 
forced or compulsory labour-

(a) as a means of political 
coercion or education or 
as a punishment for hol­
ding or expressing political 
views or views ideologi­
cally opposed to the estab­
Iished political, social or 
economic system; 

(b) as i method of mobilising 
and using labour for pur­
poses of economic deve­
lopment; 

(c) as a means of labour dis­
cipline; 

(d, as a 
having 
strikes; 

punishment 
partic,ipated 

for 
In 

toute possibilite reelle ~ de 
quitter son emploi; 

Apres avoir decide d'adopter 
d'autres propositions rela­
tives a l'abolition de cer­
taines form es de travail 
force ou obligatoire consti­
tuant une violation des 
droits de l'homme tels 
qu'ils sont vi~es par la 
Charte des Nations Uni es 
et enonces dans la Declara­
tion universelle des droits 
de I'homme; 

Apres avoir decide que ces 
propositions prendraient la 
forme d'une convention 
internationale, 

adopte, ce vingt-cinquieme jour 
de juin mil neuf cent cinquante­
sept, la convention ci-apres, qui 
sera denommee Convention sur 
l'abolition du travail force, 
1957; 

Article 1 

Tout Mem'bre de l'Organisa­
tion internationale du Travail 
qui ratifie la prese!lte conven­
tion s'engage a supprimer le tra­
vail force ou obligatoire et a n'y 
recourir sous Jlucune forme: 

a) en ta nt que mesure de co­
erCltlOn ou d'education 
politique ou en tant que 
sanction a l'egard de per­
sonnes qui ont ou expri­
ment certaines opinions 
politiques ou manifestent 
leur opposition ideolo­
gique a l'ordre politique, 
social ou economique 
etabli; 

b) en tant que methode de 
mobilisation et d'utilisa­
tion de la main-d'oeuvre 
ades fins de developpe­
ment economique; 

c) en tant que mesure de dis­
cipline du travail; 

d) en tant que punition pour 
avolrpafticipe ades , 
greves; 

untersagt, die dem Arbeit­
nehmer in Wirklichkeit die 
Möglidlkcit nehmen; sein 
Arbeitsverhältnis zu been­
den, 

hat beschlossen, versdliedene 
weitere Anträge anzuneh­
men betreffend die Ab­
sdIaffung gewisser Formen 
der Zwangs- oder Pflicht­
arbeit, durch die eine Ver­
letzung der -Menschenrech te 
gegeben ist, auf die in der 
Charta der Vereinten Na­
tionen hingewiesen wird 
und die in der Allgemeinen 
Erklärung der Menschen­
rechte verkündet werden, 
und 

dabei bestimmt, daß diese 
Anträge die Form eines in­
ternationalen übereinkom­
mens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, 
am 25. Juni 1957,- das folgende 
übereinkommen an, das als 
Übereinkommen über die Ab­
schaffung der Zwangsarbeit, 
1957, bezeichnet wird. 

Artikel 1 

Jedes Mitglied der Inter­
nationalen Arbeitsorganisati'on, 
das dieses übereinkommen rati­
fiziert, verpflichtet sich, die 
Zwangs- oder Pflichtarbeit zu 
beseitigen und in keiner Form 
zu verwenden 

a) als Mittel poli tischen 
Zwanges oder politischer 
Erziehung oder als Strafe 
gegenüber Personen, die 
gewisse politische Ansich­
ten haben oder äußern 
oder die ihre ideologische 
Gegnerschaft gegen die be­
stehende politische, sozia\.e 
oder wirtschaftliche Ord- -
nung bekunden; 

b) als Methode der Rekru­
tierung und Verwendung 
von Arbeitskräften für 
Zwecke der wirtschaft­
lichen ,Entwicklung; 

c) als Maßnahme der Ar­
bcitsdisziplin; 

d)' als Strafe für die Teil­
n~hme an Streiks; 
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(e) a.s a means of racial, social, 
national or religions Jis­
crimination. 

Ankle 2 

Each Member of the Inter­
national Labollr Organisation 
which ratifies this Convention 
)Jndertakes to take effective 
l11easures to secure the imme­
diate and complete abolition of 
forced or compulsory labour as 
specified in Article 1 of this 
COllvention. 

Article 3 

The formal ratifications of 
this Convention shall be com­
municated to the Director­
General of the International 
Labour Office for registration. 

Article 4 

e) en tant que mesure de dis­
crimination raciale, sociale, 
na tionale ou religieuse. 

Artide 2 

TOUl Membre de l'Organisa­
tion internationale du Travail 
qui ratifie" la presente conven­
tion s'engage a prendrc des 
mestlres efficaces cn vuc de 
I'abolition immediate et com­
pl~te du travail force ou obligar 
toire tel qu'il est decrit a l'ar­
tide 1 de la presente convcntion. 

Article 3 

Les ratifications formelles de 
la presente convention seront 
communiquees au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail et par Jui enregis­
trees. 

Article 4 

1. This Convention shall be I 1. La presente convention ne 
" binding only upon those Mem- liera que les Membres de l'Orga­

bers of the InternationalLabour nisation internationale du Tra­
Organisation whose ratifications vail dont la ratification aura ete 
have been registered with the enregistree par le Directeur 
Director-General. general. 

"2. It shall come into force 2. Elle cntrera en vigueur 
twelve months after the date on douze mois apres que les rati­
wh ich the ratifications of two fications de deux Membres au­
Members have been registered ront ete enregistrees par le 
withthe Director-General. Directeur general. 

3. Thercafter, this Convention 3. Par la suite,cette conven-
shall come into force for any tion entrera en vigueur pour 
Member !welve months after chaque Membre dou~e mois 
the date on which its ratification apres la date ou sa ratification 
has been registered. aura ete enregistree. 

Article 5 

1. A Member which has rati­
fied this Convention may de­
nounce it after the expiration of 
ten yearsfrom the date on 
which the COlwention first 
comes into for~e, by an act 
communicated to the Director­
General of the International 
La'bour Office for registration. 
Such denunciation shall not take 
effect until one year after the 
date on which it is registered. 

2. Each Member which has 
ratified this Convention and 
which does not, within the year 

Article 5 

1. Tout Membre ayant ratifie 
la presente convention peut la 
denoncer a l'expiration d'une 
periode de dix annees apres la 
date de la mise en vigueur ini­
tiale de la convention, par un 
acte communique au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail et par lui enregistre. 
Ladenonciation oe prendra effet 
qu'une annee apres avoir ete en­
registree. 

2. Tout Membre ayant ratifie 
la presente convention qui, dans 
le delai d'une annee apres l'ex-" 

5 

e) als Maßnahme rassischer, 
sozialer, nationaler oder 
religiöser Diskriminie­
j·ung. 

Artikel 2 

J ede~ Mitglied der In tema tio­
aalen Arbeitsorgani~ation," das 
dicses übereinkommen ratifi­
ziert, verpflichtet sich, wirksame 
Maßnahmen zur sofortigen und 
vollständigen Abschaffung der 
iJi Artikel 1 dieses übereinkom­
mens bezeichneten Zwangs­
oder Pflichtarbeit zllcrgreifen. 

Artikel 3 

Die förmlidlen Ratifikationen 
dieses übereinkommens sind 
dem Generaldirektor des Inter­
nationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 4 

1. Dieses übereinkommen 
bindet nur diejenigen Mitglie­
der der Internationalen Arbeits­
organisation, deren Ratifikation 
durch den Generaldirektor ein­
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Mo­
nate, nachdem die Ratifikatio­
nen zweier Mitglieder durch den 
Generaldirektor eingetragen 
worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses 
übereinkommen für jedes Mit­
glied zwölf Monate nach der 
Eintragung seiner Ratifikation 
in Kraft. 

Artikel 5 

1. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert hat, 
kann es nach Ablauf von zehn 
Jahren, gerechnet von dem Tag, 
an dem es zum erstenmal in 
Kraft getreten ist, durch An­
zeige an den Generaldirektor 
des Internationalen Arbeitsam­
tes kündigen. Die Kündigung 
wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr 
nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert. hat 
und innerhalb eines Jahres nach 
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fo11riwing thc ·expiration. of the 
period of ten years mentioned 
in the preceding paragraph, 
exercise the right of denun­
ciation provided for in this Ar­
tide, will be bound for another 
period of ten years and, there­
after, may denounce this Con­
vention at the expiration of 
each period of ten years under 
the terms provided for in this 
Article. 

. Article 6 

1. The Director-General of 
the International Labour· Office 
shall notify all Members of the 
International Labour Organi­
sation of the registration of all 
ratifications and denunciations 
communicated to hirn by the 
Members of the Organisation. 

2. When notifying· the Mem­
bers of the Organisation of the 
registration of the second rati­
fication communicated to him, 
the Director-General sha11 draw 
the attention of the Members of 
the Organisation to the date 
upon which the Convention will 
come. into force. 

Article 7 

The Director-Gener.al of the 
International Labour Office 
shall communicate to the Secre­
tary-General of the Uni ted 
Nations for registration in ac­
cordance with article 102 of the 
Charter of the Uni ted Nations 
fuH particulars of all ra tifi­
cations and acts of denunciaton 
registered by hirn in accordance 
with the provisions of the pre­
ceding Artides. 

Article· 8 

At such times as it may COl1-

sider necessary the Governing 
Body of the International 
Labour Office shalt present to 
the General Conference areport 
on the working of this Con­
vention and shall examine the 
desirability of placing on the 
agenda of the Conference the 
question of its revision in whole 
or in part. 

piration deo la periode de dix I Ablauf des im vorig~n Ahmz 
annees mentio:rrnee au para- genannten Zeitraumes von zehn 
graphec pr.eddenr-, neo fera pas· J~hren von dem in diesem Ar­
usage de la faculte de denoncia- tikel· vorgesehenen Kündigungs­
tion prevue par le present ar- recht keinen Gebrauch macht, 
tide sera lie pour une nouvelle bleibt für einen weiteren Zeit­
periode de dix annees et, par la raum von zehn Jahren gcbun­
suite, pourra denoncer la pre- den. In der Folge kann es dieses 
sente convention a l'expiration Übereinkommen jeweils nach 
de chaque periode de dix annees A blauE eines Zeitraumes von 
dans les conditions prevues au zehn J ahr.en nach Maßgabe die-· 
pn!sent artick ses Artikels kündigen . 

Article 6 

1. Le Directeur general du 
Bureau international du Travail 
notifiera a tous les Membres de 
l'Organisation internationale du 
Travail l'enregistrement de 
toutes Ies ratifications et denon­
ciations qui lui seront commu­
niquees par les Membres de 
I'Organisation. 

2. En notifiant aux Membres 
de l'Organisation l'enregistre­
mentde la deuxieme ratification 
qui lui aura. ete communiquee, 
le Directeur general appellera 
['attention des Membres de 
l'Organisation sur la date a 
laquelle la presente convention 
entrera cn vigueur. 

Article 7 

Le Directeur general du 
Bureau international du Travail 
communiquera au Secretaire 
general des Nations Unies, aux 
fins d'enregistrement, conforme­
ment a l'article 102. de la Charte 
des Nations Unies, des ren­
seignements complets au sujet 
de toutes ratifications et de tOUS 
actes de denonciation qu'il aura 
enregistres conformement aux 
articles precedents. 

Article 8 

Chaque fois qu'il le jugera 
necessaire, le· Conseil d'admi­
nistration du Bureau internatio­
nal du Travail/presentera a la 
Conference generale un rapport 
sur l'application de la presente 
convention et examinera s'il y 
a lieu d'inscrire a l'ordre du 
jour de la Conference la ques­
tion de sa revision totale ou 
partielle. 

Artikel 6 

1. Der Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes 
gibt aUen Mitgliedern der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation 
Kenntnis von der Eintragung 
aller Ratifikationen und Kün­
digungen, die ihin von den Mit­
gliedern der Organisation mit­
geteilt werden. 

2. Der Generaldirektor wird 
die Mitglieder der Organisation, 
wenn er ihnen von der Eintra­
gung der zweiten Ratifikation, 
die- ihm mitgeteilt wird, Kennt­
nis gibt, auf den Zeitpunkt auf­
merksam machen, in dem dieses 
übereinkommen in Kraft tritt. 

Artikel 7 

Der Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes 
übermittelt dem Generalsekre­
tär der Vereinten Nationen 
zwecks Eintragung nach Ar­
tikel 102 der Charta der Ver­
einten Nationen vollständige 
Auskünfte über -aUe von ihm 
nach 11aßgabe der vorausgehen­
den Artikel eingetragenen Rati­
fikationen und Kündigungen; 

Artikel 8 

Der Verwaltungsrat des In­
ternationalen Arbeitsamtes hat, 
sooft er es für nötig erachtet, 
der Allgemeinen Konferenz 
einen Bericht über die Durch­
führung dieses übereinkom­
mens zu erstatten und zu prü~ 
fen, ob die Frage seiner gänz­
lichen oder teil weisen Abände­
rung auf die Tagesordnung der 
Konferenz gesetzt werden: soll. 
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Article 9 

1. Should the Conference 
adopt a" new Convention revi­
sing this Convention in whole 
or in part, then, unless the new 
Convention otherwise pro­
vides-

(a) the ratification by a Mem­
ber of the n~w revising 
Convention sha11 ipso jure 
involve the immediate de­
nunciation of this Con­
vention, notwithstanding 
the provisions of Article 5 
above, if and when the 
new revising Convention 
5ha11 have come into 
force; 

(b) as from the date when the 
new revising Convention 
comes into force this Con­
vention sha11 cease to be 
open to ratification by the 
Members. 

2. This Convention shall in 
any case remain in force in its 
actual form and content for 
thQse Members which have rati­
fied it but have not ratified the 
revising Convention. 

Article 10 

The English and French ver­
sions of the text of this Con­
vention are equa11y authorita­
tive. 

Article 9 

1. Au cas Oll la Conference 
adopterait une nouvelle conven~ 
tion portaht revision totale ou 
partielle de la presente conven­
tion, et a moins que la nOtlVeHe 
convention ne dispose autre­

"ment: 

a) la ratification par un 
Membre de la nouvelle 
convention portant revi­
sion entra~nerait de plein 
droit, nonobstant l'ar­
tiele 5 ci-dessus, denon­
ciation immediate de la 
presente convention, sous 
reserve que la nouvelle 
convention portant revi­
sion soit entree en vi .. 
gueur; 

b) a partir de la date de l'en­
tree en vigueur de la nou­
velle convention portant 
revision, la presente con­
vention cesserait d'~tre 
ouverte a la ratification 
des Membres. 

2. La presente convention de­
meurerait en tout cas en vigueur 
dans sa forme et teneur pour les 
Membres qui l'auraient ratifiee 
et qui ne ratifieraieht pas la 
convention portant revision. 

Article 10 

Les versions fran~aise et an­
gl'aise du texfe de la presente 
convention font egalement foi. 

7 

Artikel 9 

1. Nimmt die Konferenz ein 
neues übereinkommen an, wel­
ches das vorliegende überein­
kommen ganz oder teilweise ab­
ändert, und sieht das neue 
übereinkommen nichts anderes 
vor, so gelten folgende Bestim­
mungen: 

a) Die Ratifikation des neu­
gefaßten übereinkom­
mens durch ein Mitglied 
schließt ohne weiteres die 
sofortige Kündigung des 
vorliegenden überein­
kommens in - sich ohne 
Rücksicht auf Artikel 5, 
vorausgesetzt, daß das 
neugefaßte übereinkom­
men in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt qes In­
krafttretens des neugefaß­
ten übereinkommens an 
kann das vorlieg~nde 
übereinkommen von den 
Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorlie­
gende übereinkommen nach 
Form und Inhalt jedenfalls in 
Kraft für die Mitglieder, die 
dieses, aber nicht das neugefaßte 
übereinkommen 'ratifiziert ha­
ben. 

Artikel 10 

Der französische und der eng­
lische Wortlaut dieses überein­
kommens sind in gleicher Weise 
maßgebend. 
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